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Geſetz⸗Sammlung 
für die b 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 13. 


(Nr. 4371 Beſtaͤtigungs⸗Urkunde, betreffend die Statuten der unter der Firma: „Bergi⸗ 
f ſcher Gruben- und Huͤtten-Verein“ mit dem Domizil zu Duͤſſeldorf er: 
richteten Aktiengeſellſchaft. Vom 10. Maͤrz 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


thun kund und fuͤgen hiermit zu wiſſen, daß Wir, nachdem ſich eine Aktien⸗ 
Geſellſchaft mit dem Domizil zu Duͤſſeldorf gebildet hat, welche die Erwer⸗ 
bung von Muthungen und Belehnungen auf Erze und Kohlen, ſowie die Aus⸗ 
beutung derſelben, den Ankauf fremder Erze und Foſſilien, die Veraͤußerung 
und Verhuͤttung derſelben, den Abſatz und die Veredlung ihrer Huͤttenprodukte, 
die Errichtung und den Betrieb der erforderlichen Hütten und Merkftätten, 
ſowie alle diejenigen Geſchaͤfte zum Gegenſtande hat, welche zur Erreichung 
der vorbezeichneten Zwecke nothwendig ſind, die Errichtung dieſer Geſellſchaft 
unter der Firma: „Bergiſcher Gruben- und Huͤtten-Verein“ auf Grund des 
Geſetzes vom 9. November 1843. genehmigt und die in den notariellen Akten 
vom 25. November 1855. und vom 9. Februar 1856, feſtgeſtellten und ver⸗ 
lautbarten Statuten beſtaͤtigt haben. a Br 

Wir befehlen, daß dieſe Urkunde mit den notariellen Akten vom 25. No⸗ 
vember 1855. und vom 9. Februar 1856. fuͤr immer verbunden und nebſt dem 
woͤrtlichen Inhalte der Statuten durch die Geſetz⸗Sammlung und durch das 
Amtsblatt Unſerer Regierung zu Düffeldorf zur öffentlichen Kenntniß gebracht 
werden ſoll. . ö : 

Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. d 
Gegeben Charlottenburg, den 10. Maͤrz 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. Simons. 


Jahrgang 1856. (r. 4371) : 21 Sta⸗ 
Ausgegeben zu Berlin den 34, Maͤrz 1856, 
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Statuten | 
der Aktiengeſellſchaft Bergiſcher Gruben⸗ und Hüttenverein 
zu Düſſeldorf. S 
Titel J. 0 
Name, Sitz und Dauer der Geſellſchaft. 
8 H. 1. } 
Unter Vorbehalt der landesherrlichen Genehmigung wird hiermit zwiſchen 
den obengenannten Perſonen und allen denjenigen, welche ſich kuͤnftig durch Er⸗ 


werbung von Aktien betheiligen wollen, nach dem Geſetze vom neunten No⸗ 
vember achtzehnhundert drei und vierzig eine Aktiengeſellſchaft unter dem Namen 


„Bergiſcher Gruben- und Huͤttenverein“ 


errichtet. 
§. 2. 
Die Geſellſchaft hat ihren Sitz und ihr Domizil in Düffelborf. 
5 


Die Dauer der Geſellſchaft iſt auf fuͤnfzig Jahre, welche mit dem Tage 
der landesherrlichen Genehmigung dieſes Statuts beginnen, feſtgeſetzt worden; 
die Generalverſammlung kann jedoch vorbehaltlich der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung eine Verlangerung über dieſen fünfzigjährigen Zeitraum hinaus mit 
einer Mehrheit von drei Viertel der anweſenden und vertretenen Stimmen be⸗ 
ſchließen, wenn dieſer Zweck bei der Zuſammenberufung angedeutet worden iſt. 


H. 4. 

Die Geſellſchaͤft bezweckt die Erwerbung von Muthungen und Beleh⸗ 
nungen auf Erze und Kohlen, ſowie die Ausbeutung derſelben, den Ankauf 
fremder Erze und Foſſilien, die Veraͤußerung und Verhuͤttung derſelben, den 
Abſatz und die Veredlung ihrer Huͤttenprodukte, die Errichtung und den Be⸗ 
trieb der erforderlichen Hüften und Werkſtaͤtten, ſowie alle diejenigen Geſchaͤfte, 
welche zur Erreichung der worbezeichneten Zwecke nothwendig ſind. 


Titel u. 
Grundkapital, Aktien, Aktionaire. 
H. 5. f 


„Das Grundkapital der Geſellſchaft betraͤgt Eine Million Thaler Preußiſch 
Kurant, getheilt in fuͤnftauſend Aktien, jede von zweihundert Thalern. 8 
Von dieſem Grundkapital werden ſofort fünfmal hunderttauſend Thaler 

5 emittirt 
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emittirt und der Reſt oder ein Theil deſſelben auf Beſchluß des Verwaltungs⸗ 
rathes, wenn dieſer die Emiſſion des Reſtes fuͤr angemeſſen erachtet. 

Die Uebernahme des erwaͤhnten Aktienreſtes al pari bleibt den Zeichnern 
der erſten fuͤnfmal hunderttauſend Thaler pro rata ihrer Zeichnung vorbehalten, 
deren Erklärung hieruͤber innerhalb einer Praklufiofrift von vier Wochen vom 
Tage der durch rekommandirte Briefe zu bewirkenden Mittheilung des betref— 
fenden Verwaltungsraths-Beſchluſſes erfolgen muß. 

Die Geſellſchaft iſt berechtigt, durch Beſchluß der Generalverſammlung 
ihr Grundkapital auf zwei Millionen Thaler zu erhoͤhen. : 

Zu dieſer Erhöhung, welche in der durch Paragraph fünf und dreißig 
dieſes Statuts beſtimmten Weiſe beſchloſſen werden muß, iſt die landesherrliche 
Genehmigung erforderlich. 8 . 

Die Geſellſchaft tritt in Wirkſamkeit, ſobald die landesherrliche Geneh⸗ 
migung erfolgt und der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf in authentiſcher 
Form nachgewieſen ſein wird, daß zweitauſend fuͤnfhundert Aktien gezeichnet ſind. 


F. 6. 


Die Aktien werden, auf jeden Inhaber lautend, in nachfolgender Art 
ausgefertigt: ö 

Jede Aktie wird mit einer laufenden Nummer verſehen, aus einem 
Stammregiſter extrahirt und von zwei Mitgliedern des Verwaltungsrathes unter⸗ 
zeichnet. Mit jeder Aktie werden für eine angemeſſene Zahl von Jahren Di- 
videndenſcheine, auf jeden Inhaber lautend, nebſt Talon ausgefertigt, welche 
nach Ablauf des letzten Jahres durch neue erſetzt werden. 

Die Formulare der Aktien und Dividendenſcheine ſind dieſem Statute 
beigefuͤgt worden. 5 f 7 
NER 


Die Einzahlung der Aktienbetraͤge gefchieht nach dem Beduͤrfniſſe der 
Geſellſchaft in Raten von zehn bis fuͤnf und zwanzig Prozent jedesmal binnen 
vier Wochen nach einer in die durch Paragraph dreizehn dieſes Statuts bezeich- 
neten Zeitungen einzuruͤckenden Aufforderung des Verwaltungsrathes an die 
Geſellſchaftskaſſe in Düffeldorf oder an die weiter anzugebenden Empfangs⸗ 


ſtellen. 

Es ſollen gleich nach erfolgter landesherrlicher Beſtaͤlgung des Statuts 
mindeſtens zehn Prozent, im Laufe des erſten Geſchaͤftsfahres aber überhaupt min⸗ 

deſtens zwanzig Prozent des Aktienkapitals eingezahlt werden. Wer innerhalb 

der vorbeſtimmten vierwöchentlichen Friſt die Zahlung nicht leiſtet, verfällt zu 

Gunſten der Geſellſchaft in eine Konventionalſtrafe von einem Fuͤnftel des 

ausgeſchriebenen Aktienbetrages. ; 

Wenn innerhalb zweier Monate nach einer erneuerten öffentlichen Auf⸗ 
forderung die Zahlung noch immer unterbleibt, ſo iſt die Geſellſchaft berechtigt, 
die bis dahin eingezahlten Aktienraten als verfallen und die durch die Raten⸗ 
zahlung, ſowie durch die urſpruͤngliche Zeichnung dem Aktionair gegebenen An⸗ 
ſpruͤche auf den Empfang von Aktien für vernichtet und unwirkſam zu erklaͤren. 
Eine ſolche Erklärung erfolgt auf Beſchluß des Verwaltungsrathes durch öffent⸗ 
(Nr. 4371.) 21 * liche 
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liche Bekanntmachung mit Angabe der Nummer der Aktie. An die Stelle fol- 
cher erloſchenen Aktien koͤnnen neue in derſelben Anzahl kreirt und fir Rech⸗ 
nung der Geſellſchaft veraͤußert werden. Der Verwaltungsrath iſt auch befugt, 
die faͤlligen Einzahlungen nebſt der Konventionalſtrafe gegen die erſten Aktionaire 
gerichtlich einzuklagen, ſo lange dieſelben noch geſetzlich dafuͤr verhaftet ſind. 

Durch die obigen Beſtimmungen wird an der Vorſchrift im Paragraph 
eilf Nummer zwei des Geſetzes uͤber die Aktiengeſellſchaften vom neunten No: 
vember achtzehnhundert drei und vierzig nichts geändert; jedoch iſt nach er⸗ 
folgter Einzahlung von vierzig Prozent des Nominalbetrages der Aktie die 
Uebertragung der aus den geleiſteten Zahlungen entſpringenden Rechte und 
Verbindlichkeiten an einen Dritten zulaͤſſig. 


| . 8. | 

Ueber die Theilzahlungen werden auf den Namen lautende Interims— 

Quittungen ertheilt und nach erfolgter Einzahlung des ganzen Nominalbetrages 
gegen die Aktiendokumente ausgewechſelt. 


H. 9. 


Ueber den Betrag der Aktien hinaus iſt der Aktionair, unter welchen 
Beſtimmungen es auch ſei, zu keiner Zahlung verpflichtet, den einzigen Fall der 
oben im Paragraph ſieben vorgeſehenen Konventionalſtrafe ausgenommen. 


H. 10. 


Jeder Aktionair hat gleich nach der Zeichnung oder Erwerbung einer 

Aktie in dem Landgerichts bezirke Duͤſſeldorf Domizil zu nehmen. 

Diejenigen Aktionaire, welche dieſes unterlaſſen, werden ſo angeſehen, als 
haͤtten fie ihr Domizil auf dem Sekretariate des Handelsgerichts zu Duͤſſeldorf 
genommen. 
A Mehrere Rechtsnachfolger oder Repraͤſentanten eines Aktionairs find 
nicht befugt, ihre Rechte einzeln und getrennt auszuuͤben; ſie koͤnnen dieſe 
Rechte nur zuſammen und nur durch Eine Perſon wahrnehmen laſſen. 


§. 11. 


Die Uebertragung einer Aktie erfolgt durch einfache Ueberlieferung des 
Aktiendokumentes. | 


$. 12, 


Wenn angeblich verlorene oder vernichtete Aktien oder Dividendenſcheine 
mortifizirt werden ſollen, ſo erlaͤßt der Verwaltungsrath dreimal in Zwiſchen⸗ 
raͤumen von vier Monaten eine oͤffentliche Aufforderung, jene Dokumente einzu⸗ 
liefern oder die etwaigen Rechte an denſelben geltend zu machen. 

Sind, nachdem zwei Monate nach der letzten Aufforderung vergangen, 
die Dokumente nicht eingeliefert oder die Rechte nicht geltend gemacht worden, 
ſo erklaͤrt das betreffende Landgericht die Dokumente fuͤr nichtig. Der Ver⸗ 
waltungsrath veroͤffentlicht dieſen Beſchluß durch die zu den Bekanntmachungen 

d der 
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der Geſellſchaft beſtimmten oͤffentlichen Blaͤtter und fertigt an die Stelle dieſer 
Dokumente andere aus. | 

Die Koften dieſes Verfahrens fallen nicht der Geſellſchaft, ſondern dem 
Betheiligten zur Laſt. + 


Alle öffentlichen Bekanntmachungen der Geſellſchaft erfolgen in dem 
Preußiſchen Staatsanzeiger zu Berlin, in der Coͤlniſchen Zeitung und in der 
Duͤſſeldorfer Zeitung. Geht eines dieſer Blätter ein, ſo ſoll die Bekannt⸗ 
machung in den uͤbrig bleibenden Blättern ‘fo lange genuͤgen, bis die naͤchſte 
Generalverſammlung an die Stelle des eingegangenen Blattes ein anderes 
beſtimmt hat. i 5 

Die Regierung iſt berechtigt, die Wahl anderer Geſellſchaftsblaͤtter zu 
fordern und noͤthigenfalls dieſelben vorzuſchreiben; die desfallſige Verfuͤgung 
der Koͤniglichen Regierung ſoll durch die Amtsblaͤtter bekannt gemacht werden. 


Titel III. 
Bilanz, Dividenden, Reſervefonds.“ 
§. 14. 


Das Geſchaͤftsfahr der Geſellſchaft beginnt am erſten Juli und ſchließt 
mit dem dreißigſten Juni des folgenden Jahres. 

Es wird jaͤhrlich am dreißigſten Juni von dem Spezialdirektor ein voll⸗ 
ſtaͤndiges Inventar über die Beſitzungen, Vorräthe und Ausſtaͤnde der Gefell: 
ſchaft angefertigt, in ein dazu beſtimmtes Regiſter eingetragen und innerhalb 
der zunaͤchſt folgenden zwei Monate mit den Belaͤgen dem Verwaltungsrathe 
zur Prüfung und Feſtſtellung vorgelegt. f 

Bei der Aufſtellung des Inventars werden die Rohſtoffe, Materialvor⸗ 
raͤthe und Halbfabrikate nach dem ſelbſtkoſtenden Werthe, vollſtaͤndige Fabrikate 
nach dem Tageswerthe berechnet. 

Der Verwaltungsrath beſtimmt in jedem Jahre, wieviel der Bilanz von 
dem Werthe der Immobilien, Mobilien und Forderungen abgeſchrieben werden 
ſoll, und nach erfolgter Abſchreibung bildet der Ueberſchuß der Aktiven nach 
Abzug der Paſſiven den Reingewinn. 

ü F. 15. 

Die Generalverſammlung beſchließt jahrlich, wieviel von dem Reinge⸗ 
winne als Dividende unter die Aktionaire vertheilt werden ſoll. 

Es ſollen jedoch mindeſtens zehn Prozent vom Reingewinne fo lange 
und ſo oft zur Bildung eines Reſervefonds zurückgelegt werden, als letzterer 
zehn Prozent des emittirten Kapitals nicht uͤberſteigt. 

Ueber die Verwendung des Reſervefonds beſchließt der Verwaltungsrath. 


H. 16. 
Nachdem die Geſchaͤftsbilanz, ſowie die Hoͤhe der zu vertheilenden Divi⸗ 
(Nr, 4371.) BR dende 
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dende in den oben im Paragraph dreizehn genannten oͤffentlichen Blaͤttern be⸗ 
kannt gemacht worden, wird die Dividende jaͤhrlich am zweiten Januar an der 
Geſellſchaftskaſſe gegen Einlieferung der ausgegebenen Dividendenſcheine aus— 
gezahlt. Die Dividenden koͤnnen durch Beſchluß des Verwaltungsrathes auch 
an anderen Orten zahlbar geſtellt werden. i c 


17, 


Die Dividenden verjähren zu Gunſten der Geſellſchaft in fünf Jahren 
von dem Tage an gerechnet, an welchem dieſelben zahlbar geftellt worden find. 


Titel IV. 
Verwaltung. 


H. 18. 


Zur oberen Leitung der Geſellſchaft, ſowie zur Vertretung derſelben wird 
ein aus ſieben Mitgliedern beſtehender Verwaltungsrath von der Generalver— 
ſammlung der Aktionaire ernannt. 

Die Wahlverhandlung erfolgt in Gegenwart eines Notars, und eine 
von dieſem uͤber das Reſultat der Wahlhandlung aufgenommene Urkunde bil- 
det die Legitimation der Verwaltung. 5 

Die Namen der Mitglieder des Verwaltungsrathes werden durch die 
oben im Paragraph dreizehn bezeichneten öffentlichen Blätter bekannt gemacht. 

Die Funktionen der Mitglieder des Verwaltungsrathes dauern ſechs 
Jahre. Nach Ablauf von je zwei Jahren ſcheiden zwei, in dem dritten Ter⸗ 
mine jedoch jedesmal drei Mitglieder des Verwaltungsrathes aus. Die Rei⸗ 
henfolge des Austritts wird durch das Loos beſtimmt und ſpaͤter durch das 
Dienſtalter bezeichnet. Die ausſcheidenden Mitglieder ſind wieder waͤhlbar. 

Die erſte Ernennung des Verwaltungsrathes erfolgt durch die konſti— 
tuirende Generalverſammlung auf ſechs Jahre, die erſte theilweiſe Erneuerung 
alſo durch die im ſiebenten Geſchaͤftsjahre abzuhaltende ordentliche General— 
Verſammlung. a 


H. 19. 


Jedes Mitglied des Verwaltungsrathes muß zwanzig Aktien eigenthuͤm⸗ 
lich beſitzen oder erwerben. Dieſe Aktien werden bei der Geſellſchaft hinterlegt 
und ſind, ſo lange die Funktionen des Aktieninhabers im Verwaltungsrathe 

dauern, unveraͤußerlich. 


H. 20. 


Der Verwaltungsrath ernennt unter feinen Mitgliedern einen Praͤſidenten, 
deſſen Funktionen in dieſer Eigenſchaft Ein Jahr dauern. Iſt der Praͤſident 
abweſend, ſo verſieht das an Jahren aͤlteſte Mitglied des Verwaltungsrathes 
ſeine Stelle. i 5 


8. 21. 
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H. 21. 


Wenn ſich die Stelle eines Mitgliedes des Verwaltungsrathes erledigt, 
ſo wird dieſelbe proviſoriſch von dem Verwaltungsrathe beſetzt. Letzterer hat 
aber die von ihm getroffene Wahl der naͤchſten Generalverſammlung vorzu⸗ 
tragen und von dieſer geht dann die definitive Ernennung aus. Das auf die 
vorerwaͤhnte Weiſe ernannte Mitglied des Verwaltungsrathes uͤbt ſein Amt 

nur bis zu dem Zeitpunkte aus, wo die Funktionen desjenigen, welchen es ver- 
tritt, geendet haben wuͤrden. | 


H. 22. 


Der Verwaltungsrath verſammelt ſich, ſo oft er es fuͤr noͤthig erachtet, 
in der Regel einmal in jedem Monat. 

Die Beſchluͤſſe deſſelben werden nach abſoluter Majoritaͤt der anweſenden 
Mitglieder gefaßt. “= 

Im Falle der Stimmengleichheit überwiegt die Stimme des Vorſitzenden. 
Zur Faſſung eines gültigen Beſchluſſes iſt die Anweſenheit von wenigſtens vier 
Mitgliedern erforderlich. 


H. 23. 


5 Der Verwaltungsrath iſt befugt, alle Adminiſtrations⸗ und Eigenthums⸗ 
handlungen fuͤr die Geſellſchaft vorzunehmen, namentlich auch Grundſtuͤcke und 
Gerechtſame zu erwerben und zu veraͤußern, Aktivkapitalien und Immobiliar⸗ 
Kaufſchillinge einzuziehen, Hypothekeneintragungen zu nehmen und Hypotheken⸗ 
Loͤſchungen zu bewilligen, uͤber Alles, was das Intereſſe der Geſellſchaft be⸗ 
trifft, Vertraͤge abzuſchließen, ſich zu vergleichen, zu kompromittiren und zu 
ſubſtituiren. Er beſtimmt die Verwendung und Anlegung der disponiblen 
Fonds und normirt die Höhe der in Anſpruch zu nehmenden Kredite. Er be- 
ſchließt uͤber das Erforderniß, die Art und Weiſe, ſowie uͤber die Bedingungen 
der zu machenden Anleihen. Er entſcheidet uͤber die Erwerbung und Veraͤuße⸗ 
rung von Immobilien, uͤber Plan und Umfang der zu errichtenden Etabliſſe⸗ 
ments, ſowie über große Reparaturen. Er erkennt uber alle wichtigen Ver⸗ 
traͤge, welche ſich auf die Regulirung des Preiſes und des Abſatzes der 
Produkte der Geſellſchaft beziehen, ſowie uͤber alle wichtigen Ankaͤufe von 
Rohprodukten fuͤr die Fabrikation oder den Handel der Geſellſchaft. 

Er ernennt den Spezialdirektor, entwirft deſſen Dienſtinſtruktion und ver- 
einbart reſp. vollzieht den mit demſelben abzuſchließenden Vertrag. 

Er ernennt alle Beamten der Geſellſchaft, welche in einem Jahresge⸗ 
halte ſtehen und beſtimmt die Gehaͤlter derſelben. Er iſt befugt, alle Beamten 
der Geſellſchaft wegen Dienſtvergehen, Fahrlaͤſſigkeit und aus anderen Gruͤnden 
jederzeit zu ſuspendiren und zu entlaſſen, mit Ausnahme des Spezialdirektors, 
deſſen Suspenſion und Entlaſſung nach den beſonderen Beſtimmungen im Pa⸗ 
ragraph ſieben und zwanzig dieſes Statuts erfolgt. Zu neuen Anlagen, fo- 
bald ſie den Betrag von Einmalhundert tauſend Thalern uͤberſteigen, ſowie 
zu Anleihen über Einmalhundert tauſend Thaler iſt die Genehmigung der 

Generalperſammlung erforderlich. ERS Mrs. 

(Ar. 4371.) H. 24. 
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Der Verwaltungsrath iſt befugt, eines oder mehrere feiner. Mitglieder, 
ſowie den Spezialdirektor zu beſtimmten Geſchaͤften oder ſtaͤndigen Funktionen 
zu delegiren und dieſen die erforderlichen Vollmachten auszufertigen. 


H. 25. 


Der Verwaltungsrath bezieht fuͤr ſeine Muͤhewaltung, außer dem Erſatz 
fuͤr die durch ſeine Funktionen veranlaßten Auslagen, eine Tantieme von fuͤnf 
Prozent des Reingewinnes. Der Verwaltungsrath ſtellt die Vertheilung dieſer 
Tantieme unter ſeinen Mitgliedern feſt. 


H. 26. 


Zur ſpeziellen Führung der Geſchaͤfte nach den Beſchluͤſſen des Verwal⸗ 
tungsrathes wird aus deſſen Mitte oder auch außer derſelben ein Spezial— 
Direktor angeſtellt, welcher, wenn er nicht Mitglied des Verwaltungsrathes iſt, 
nur eine berathende Stimme hat. Die Beſoldung des Spezialdirektors kann 
zum Theil in einem Antheile am Reingewinne beſtehen. Der Spezialdirektor 
unterzeichnet die Korreſpondenz, ſowie alle Zahlungsanweiſungen auf den Kaſ⸗ 
firer und alle Quittungen. Er acceptirt und unterſchreibt, indoſſirt alle Wechſel 
und Anweiſungen und zeichnet für alle laufenden Geſchaͤfte, welche als Aus⸗ 
fuͤhrung der bereits getroffenen Einrichtungen oder gefaßten Beſchluͤſſe oder 
auch abgeſchloſſenen Vertraͤge zu betrachten ſind; jedoch muͤſſen alle Unter⸗ 
ſchriften des Spezialdirektors von einem Mitgliede des Verwaltungsrathes oder 
von einem zweiten Beamten der Geſellſchaft, welchen der Verwaltungsrath 
delegirt, kontraſignirt werden. 

Bei Krankheiten und ſonſtigen Behinderungsfaͤllen des Spezialdirektors 
uͤbernimmt auf den Vorſchlag des Vorſitzenden ein von dem Verwaltungsrathe 
dazu beſtimmtes Mitglied deſſelben oder ein in gleicher Weiſe vorgeſchlagener 
Beamte der Geſellſchaft proviſoriſch deſſen Dienſtverrichtungen. . 

Dem Spezialdirektor wird zu ſeiner Legitimation bei Vertretung der Ge⸗ 
ſellſchaft durch den Verwaltungsrath eine Vollmacht ertheilt. 


$. 27. 


Der mit dem Spezialdirektor abzuſchließende Vertrag ſoll dem Verwal⸗ 
tungsrathe ausdruͤcklich das Recht vorbehalten, jederzeit den Spezialdirektor 
durch einen mit einer Mehrheit von fünf Stimmen gefaßten Beſchluß des Ver⸗ 
waltungsrathes wegen Dienſtvergehen oder Fahrlaͤſſigkeit von feinen Amtsver⸗ 
richtungen zu ſuspendiren, auch auf deſſen Entlaſſung bei der Generalverſamm⸗ 
lung anzutragen. Die Entlaſſung wird von der Generalverſammlung, nachdem 
der Spezialdirektor, inſofern er ſich nicht entfernt hat, zu ſeiner Vertheidigung 
aufgefordert worden, mit einer Mehrheit von drei Viertel der anweſenden oder 
durch Vollmacht vertretenen Stimmen ausgeſprochen. 

Eine ſo ausgeſprochene Entlaſſung des Spezialdirektors hat zur Folge, 
daß alle demſelben vertragsmaͤßig gewaͤhrten Anſpruͤche an die Geſellſchaft auf 
Beſoldung, Gratifikation und andere Vortheile fuͤr die Zukunft wegfallen und 
von Rechtswegen erloͤſchen. . a 

ite 
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Titel v. 
Generalverſammlung. 
§. 28. 


Spaͤteſtens im Monat Oktober eines jeden Jahres ſoll in Duͤſſeldorf 
eine regelmaͤßige Generalverſammlung derjenigen Aktionaire ſtattfinden, welche 
einzeln mindeſtens fuͤnf Aktien eigenthuͤmlich beſitzen. 

Die Aktien, oder bis zu deren Ausgabe die Interimsquittungen, muͤſſen 
vierzehn Tage vor der Generalverſammlung am Sitze der Geſellſchaft oder an 
denjenigen Orten hinterlegt werden, welche der Verwaltungsrath bezeichnen 
wird, und in den oben im Paragraph dreizehn benannten Öffentlichen Blättern 
bekannt gemacht werden. 

Ueber die erwaͤhnte Hinterlegung wird Namens des Verwaltungsrathes 
ein Empfangsſchein und eine perſönliche, auf den Namen des Aktionairs lau⸗ 
tende Eintrittskarte ausgeſtellt und verabfolgt. 8 

Fuͤr Aktien, auf welche fällige Ratenzahlungen ruͤckſtaͤndig find, findet 
eine Befugniß der Beſitzer zur Theilnahme an der Generalverſammlung nicht 
ſtatt. a 


$. 29, 


Der Verwaltungsrath beruft mittelft Öffentlicher Bekanntmachung durch 
die oben im Paragraph dreizehn erwähnten Blätter ſowohl die regelmaͤßigen, 
als auch die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen, letztere, wenn er es 
fuͤr dienlich erachtet, oder wenn dieſelbe ſchriftlich von einer Anzahl Aktionaire 
verlangt wird, welche zuſammen mindeſtens fuͤnfhundert Aktien beſitzen. 

Der Zweck jeder außergewoͤhnlichen Generalverſammlung ſoll in dem 
Einberufungsſchreiben angedeutet werden und die oͤffentlichen Bekanntmachungen 
ſollen wenigſtens vier Wochen vor der Generalverſammlung erfolgen. 


F. 30. 


In der Generalverſammlung können abweſende Aktionaire durch Voll⸗ 
macht, jedoch nur durch ſtimmberechtigte Aktionaire, vertreten werden. Der 
Bevollmaͤchtigte muß feine Vollmacht, nachdem er ſie fuͤr richtig beſcheinigt, 
beim Eintritt in die Generalverſammlung hinterlegen. ö i 

Ein und derſelbe Bevollmaͤchtigte kann auch mehrere ſtimmberechtigte 
Aktionaire vertreten. 

Außerdem koͤnnen moraliſche Perſonen durch ihre Repraͤſentanten oder 
durch Bevollmaͤchtigte, Handlungshaͤuſer durch ihre Prokuratraͤger, Minderfaͤh⸗ 
rige durch ihre Vormuͤnder und Frauen durch ihre Ehemänner ſich vertreten 
laſſen, auch wenn dieſelben nicht Aktionaire ſind. 3 


8 H. 31. | 
Die innerhalb des Statuts gefaßten Beſchluͤſſe der Generalverſammlung 
Jahrgang 1856. (Nr. 4371.) 22 ſind 
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ſind bindend fuͤr die nicht erſchienenen oder nicht vertretenen Aktionaire, ſowie 
fuͤr den Verwaltungsrath. ; | 


Hi. 32. 


Der Praͤſident des Verwaltungsrathes hat den Vorſitz in den General⸗ 
Verſammlungen zu führen und zwei Skrutatoren zu ernennen. Die Protokolle 
werden ſaͤmmtlich notariell aufgenommen, von den vorgenannten Perſonen und 
den Anweſenden, welche es verlangen, unterzeichnet. 

In den regelmaͤßigen Generalverſammlungen werden die Geſchaͤfte in 
nachfolgender Ordnung verhandelt: i 


1) Bericht des Verwaltungsrathes uͤber die Lage des Geſchaͤftes im Allge⸗ 
ah und über die Reſultate des verfloſſenen Geſchaͤftsjahres ins⸗ 

eſondere; 

2) Berathung und Beſchlußnahme uͤber die Anträge des Verwaltungsrathes, 
ſowie uͤber die Antraͤge einzelner Aktionaire; letztere muͤſſen ſpaͤteſtens 
acht Tage vor der Generalverſammlung dem Verwaltungsrathe ſchriftlich 
eingereicht ſein; i 

3) Wahl dreier Kommiſſarien, welche den Auftrag erhalten, die naͤchſte 

Bilanz mit den Buͤchern und Skripturen der Geſellſchaft zu vergleichen 
und, rechtfindend, dem Verwaltungsrathe Decharge zu ertheilen; 

4) Wahl der Mitglieder des Verwaltungsrathes. 


Die Funktionen der Kommiſſarien beginnen Einen Monat vor dem Tage 
der Generalverſammlung und hoͤren mit dem Schluſſe der Verſammlung auf. 
Die Kommiſſarien unterſuchen im Laufe des Monats ihrer Funktionen 
die Rechnungen des vorhergehenden Geſchaͤftsjahres im Domizil der Geſellſchaft 
und erſtatten daruͤber der Generalverſammlung einen Bericht, welcher dem Ver⸗ 
waltungsrathe acht Tage vor der Generalverſammlung mitgetheilt werden muß. 


$. 33. 


Die außergewoͤhnlichen Generalverſammlungen beſchaͤftigen ſich lediglich 
mit denjenigen Gegenſtaͤnden, welche bei der Einberufung bezeichnet ſind. 


F. 34. 


Alle Wahlen geſchehen nach abſoluter Stimmenmehrheit. a 
f Alle Beſchluͤſſe der Generalverſammlung finden ebenfalls, vorbehaltlich 
der fuͤr einzelne abweichenden Beſtimmungen des gegenwaͤrtigen Statuts, nach 
abſoluter Stimmenmehrheit ſtatt; bei Stimmengleichheit entſcheidet die Stimme 
des Vorſitzenden. 
Je fuͤnf Aktien geben Eine Stimme, jedoch erlangt ein Aktionair durch 
Beſitz oder Vollmacht zuſammen nicht mehr als zwanzig Stimmen. 
Die Ausfertigung des Protokolles der Generalverſammlung bildet die 
Legitimation des Verwaltungsrathes. 
a Tite 
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Titel VI. 
Abaͤnderung des Statuts. 


H. 35. 


Abaͤnderungen des Statuts koͤnnen in einer Generalverſammlung mit 
einer Mehrheit von drei Viertel der anweſenden oder vertretenen Stimmen be⸗ 
ſchloſſen werden, wenn ihr allgemeiner Inhalt bei der Einberufung ange⸗ 
deutet war. 


H. 36. 


Der Verwaltungsrath iſt auf Verlangen einer Anzahl Aktionaire, welche 
zuſammen ein Fuͤnftel des emittirten Kapitals beſitzen, verpflichtet, Antraͤge auf 
Abaͤnderung des Statuts der Generalverſammlung vorzubringen und der Ab⸗ 
ſtimmung anheimzugeben. f 


H. 37. 


Alle Abaͤnderungen des Statuts beduͤrfen der landesherrlichen Geneh⸗ 
migung. 


Titel VII. 
Schlichtung von Streitigkeiten. 


H. 38. 


Jede zwiſchen der Geſellſchaft und den einzelnen Aktionairen entſtehende 
Konteſtation ſoll nach den Vorſchriften des Handelsgeſetzbuches durch Schieds— 
richter abgeurtheilt werden, Die gegen die Geſellſchaft auftretenden Aktionaire 
haben Einen unter ſich zu bezeichnen, welchem alle prozeſſualiſchen Akte in einer 
einzigen Abſchrift zugeſtellt werden koͤnnen. Unterlaſſen ſie dieſes, ſo iſt dei 
Geſellſchaft befugt, ihnen alle Zustellungen in einer einzigen Abſchrift auf dem 
Sekretariate des Handelsgerichts zu Duͤſſeldorf machen zu laſſen. 


Titel VIII. 
Aufloͤſung der Geſellſchaft. 
H. 39. 
Von dem Verwaltungsrathe oder von einer Anzahl Aktionaire, welche zu⸗ 


ſammen ein Fünftel des emittirten Aktienkapitals beſitzen, kann der Antrag auf 
(Tr. 4371.) g 22% Auf: 


— 1 


Auflöfung der Geſellſchaft geſtellt, die Aufloͤſung ſelbſt aber nur in einer be⸗ 
ſonders dazu berufenen Generalverſammlung durch eine Mehrheit von drei Viertel 
der anweſenden oder vertretenen Aktien, jede fuͤr Eine Stimme zaͤhlend, beſchloſſen 
werden. Dieſer Beſchluß unterliegt der landesherrlichen Genehmigung. 
Außerdem tritt die Auflöfung der Geſellſchaft in den durch die Para- 
graphen acht und zwanzig und neun und zwanzig des Geſetzes vom neunten 
November achtzehnhundert drei und vierzig beſtimmten Faͤllen ein und wird 
dieſelbe nach Maaßgabe der in jenen Paragraphen enthaltenen geſetzlichen Bes 
ſtimmungen bewirkt. 


H. 40. 


Wenn, wie vorſtehend bemerkt, die Aufloͤſung der Geſellſchaft ausge— 
ſprochen wird, fo beſchließt die Generalverſammlung mit abſoluter Majorität 
der vertretenen Aktien, jede fuͤr Eine Stimme gerechnet, auf den Vorſchlag des 
Verwaltungsrathes uͤber den Modus der Liquidation. Sie ernennt die Liqui⸗ 
datoren und beſtimmt deren Befugniffe, 


Titel IX. 
Verhaͤltniß der Geſellſchaft zur Staatsregierung. 


H. 4. 


Die Königliche Regierung iſt befugt, einen Kommiſſar zur Wahrnehmung 
des Aufſichtsrechtes für beftändig oder für einzelne Falle zu beftellen, 

Dieſer Kommiſſar kann nicht nur den Geſellſchaftsvorſtand, die General⸗ 
Verſammlung oder ſonſtige Organe der Geſellſchaft guͤltig zuſammen berufen 
und ihren Berathungen beiwohnen, ſondern auch jederzeit von den Buͤchern, 
Rechnungen, Regiſtern und ſonſtigen Verhandlungen und Schriftſtuͤcken der 
Geſellſchaft Einſicht nehmen. 


Actie 


Ketie ee, 


Dieſer Talon wird 
gebunden und beruht 
im Archib der Ge: 
ſellſchaft. 


(Nr, 4371.) 
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Vorderſeite. 


Vergiſcher Gruben- und Hütten - verein 
zu Duͤſſeldorf. 


Gegründet durch notariellen Vertrag vom f 
Beſtaͤtigt durch Allerhoͤchſte Urkunde voe nnn 


Aktie 8 DI] 
über a 


Zweihundert Thaler Preußiſch Kurant. 


Der Inhaber iſt an dem Bergiſchen Gruben- und 
Huͤtten⸗Verein fuͤr den Betrag von 
Zweihundert Thalern 


„ 185. bis. 186. einſchließ⸗ 
lich, nebſt Talon, beigefuͤgt. 
Ausgefertigt Duͤſſeldorf, den . ten. 185. 


Trockener Der Verwaltungsrath. 


Stempel. ; ; ; N 
(Eigenhaͤndige Unterſchrift zweier 
Mitglieder.) 


Be 5 5 0 


(Eingetragen sub Folio. (Eigenhaͤndige Unterſchrift 
des Regiſters.) des Kontrolbeamten.) 
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Rü ckſeite. 


Allerhöchſte Heſtätigungs⸗Urkunde und Auszug 
aus dem Geſellſchafts⸗Statut. 


Wir Friedrich Wilhelm ıc. 


(Sodann inser. die, die Rechte und Pflichten der 
Aktionaire betreffenden Statuts⸗ Paragraphen, 
ſoweit nöthig und zweckmaͤßig.) 


ö— 


Amtsblatt der Koͤniglichen Regierung zu Duͤſſeldorf 
vom ige ss 185. A ch... 


- . — 


Vorderſeite. 


Bergiſcher Gruben- und Zütten⸗Verein. 
Anweiſung zur Aktie W.. 
Eingetragen in das Kupon-Regiſter Fol. ..... 


(Unterſchrift des Kontrol-Beamten.) 


I. 


Sergifcher Gruben- und Hütten-Verein. 
Dividenden-Kupon 
zu der 
Aktie 19 


Inhaber empfängt am 2. Januar 185. gegen dieſen 
Kupon an der Kaſſe zu Düffeldorf oder an den bekannt 
zu machenden Stellen die ſtatutmäßig ermittelte Divi- 
dende für das Geſchäftsjahr 185. 5. ' 

Düſſeldorf, den 1. Juli 185. 


; Eingetragen Fol... ... Der Verwaltungsrath. 
. (unterſchrift des Kontrol⸗ (Unterſchrift zweier Mit- 
Beamten.) glieder p. Facsimile.) 


(Nr. 4371.) 
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Rückſeite. 


Inhaber empfaͤngt am 1. Juli 186. die zweite Serie der Dividende-Kupons zu der 
umſtehend bezeichneten Aktie. 
s Duͤſſeldorf, den 1. Juli 185. 
Der Verwaltungsrath. 
(Unterſchrift zweier Mitglieder p. Facsimile.) 


X. r IX. 


Zahlbar am 2. Januar 185. 
für das Geſchäſtsjahr pro 1. Juli 185. bis 1. Juli 185. 


§. 17. Die Dividenden verjähren zu Gunſten der 
Geſellſchaft in fünf Jahren, von dem Tage, 
an welchem dieſelben zahlbar geſtellt werden, 
an gerechnet. 


Redigirt im Bureau des Staats-Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
5 (Rudolph Decker.) 


